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Sofern der Vorstand von den vorgenannten Ermächtigungen zum 
Bezugsrechtsausschluss keinen Gebrauch macht, kann das Bezugsrecht 
der Aktionäre nur für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden. 

Von den vorstehend erteilten Ermächtigungen zum Ausschluss des 
Bezugsrechts darf der Vorstand insgesamt nur in einem solchen Umfang 
Gebrauch machen, dass der anteilige Betrag der insgesamt unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien 1 O % des 
Grundkapitals nicht überschreitet (10 %-Grenze), und zwar weder im 
Zeitpunkt der Beschlussfassung über diese Ermächtigung noch im 
Zeitpunkt ihrer Ausnutzung. Sofern während der Laufzeit des Genehmigten 
Kapitals bis zu seiner Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur 
Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur 
Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft 
ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das 
Bezugsrecht ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte 1 O 
%-Grenze anzurechnen. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten 
Kapital festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, bei Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals die Fassung der Satzung entsprechend 
anzupassen. 

4.4 Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 6.300.000,00 durch 
Ausgabe von bis zu 6.300.000 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital). Die bedingte 
Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber bzw. 
Gläubiger von Wandlungs- oder Optionsrechten oder die zur Wandlung 
Verpflichteten aus Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder 
einer Konzerngesellschaft aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der 
Hauptversammlung vom 15. Juni 2021 bis zum 14. Juni 2026 ausgegeben 
werden, von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen 
oder die zur Wandlung verpflichteten Inhaber bzw. Gläubiger 
ausgegebener Schuldverschreibungen mit Wandlungspflicht ihre Pflicht zur 
Wandlung erfüllen oder soweit die Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, ganz 
oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Stückaktien 
der Gesellschaft zu gewähren und soweit nicht eigene Aktien oder andere 
Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der 
neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten 
Ermächtigungsbeschlusses in den Schuldverschreibungs­
/Optionsbedingungen jeweils zu bestimmenden Wandlungs- oder 
Optionspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahrs 
an, in dem sie durch Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten, 
durch die Erfüllung von Wandlungspflichten oder durch die Ausübung von 
Andienungsrechten entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festsetzen. 

5. Aktien

5.1 Die Form der Aktienurkunden, der Gewinnanteilscheine und Erneuerungs­
scheine bestimmt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. 






















